
WALLIS Walliser Bote
Dienstag, 11. März 2014 3

Kantonsfinanzen | Das Parlament ist fürs Sparen und wehrt sich gegen neue Steuern

Die Regierung im Gegenwind
SITTEN | Für das Sparpa-
ket (PAS 1) der Regierung 
hagelte es Kritik. 

Mit der ersten Phase der Prü-
fung der Aufgaben und Struk-
turen des Staates (PAS 1) will die
Regierung jährliche finanzielle
Mittel in der Grössenordnung
von 72 bis 75 Millionen Franken
verfügbar machen. Der Staats-
rat will auch strengere Krite-
rien bei der Behandlung der Mo-
tionen anwenden und eine par-
lamentarische Beurteilung der
finanziellen Auswirkungen der
Motionen verlangen. 

«Ein Blindflug»
Die Linksallianz ist gegen das
Dekret. Sie wird gemäss Ger-
man Eyer nicht eintreten. Man
habe sich immer gegen Steuer-
senkungen gewehrt. Das De-
kret ist ein «Blindflug». Er er-
wähnt die Erhöhung der Eigen-
mietwerte für die Zweitwoh-
nungen oder die Sparübungen
in der Bildung. Er will die letzte
Steuererleichterung sistieren.
Auch Georges Schnydrig (CSPO)
kann keinen roten Faden erken-
nen. Die Gemeinden werden
einmal mehr zur Kasse gebeten.
Er stellt sich auch die Frage, wa-
rum der ETH-Campus-Kredit
nicht gestoppt wird. Jérôme
Buttet (CVPU) verweist auf das
veränderte finanzpolitische
Umfeld. 

«Zu klein, zu spät»
Beat Rieder (CVPO) findet ein-
mal mehr klare Worte: «Zu
klein, zu spät.» Die CVPO habe
vor mehr als zwei Jahren Spar-
massnahmen gefordert. Man
will das Paket zwar unterstüt-
zen, auch wenn eine klare Linie
fehlt. Auch Rieder wehrt sich
gegen eine Erhöhung des Ei-
genmietwertes für Zweitwoh-
nungen. Das Wallis hat ein
Ausgaben- und ein Personal-
problem, deshalb muss das
Massnahmenpaket 2 vorgezo-
gen werden. Ein Mittel wäre

auch eine Steueramnestie, die
im ersten Jahr zusätzliche Ein-
nahmen von 80 Millionen Fran-
ken bringen würde. Franz Rup-
pen (SVPO) anerkennt die An-
strengungen der Regierung. Er
wünschte sich weitere Spar-
massnahmen statt neue Steu-
ern. Er hat grosse Erwartungen
in die zweite Phase und ist 
gegen eine Erhöhung des Ei-
genmietwertes für Zweitwoh-
nungen. Er wehrt sich auch 
gegen einen Maulkorb für 
das Parlament. 

Christophe Clivaz (FDP/Li-
berale) fordert gar eine Überar-
beitung des Budgets 2014. Es sei
ungesund, per Dekret zu regie-

ren. Motionen und Postulate
sollen nicht «eingefroren» wer-
den. Für David Théoduloz
(CVPM) stellt sich die Frage: «Le-
ben wir, wie wir es uns nicht
leisten können?» Er spricht sich
ebenfalls gegen die Eigenmiet-
werterhöhung aus. Er mahnt
aber vor übergrosser Eile. Gaël
Bourgeois (Linksallianz) erwar-
tet mehr Ernsthaftigkeit der Re-
gierung. Der Staatsrat hält sich
nicht an die Beschlüsse des 
Parlaments. 

Für Marylène Volpi Four-
nier (Grüne) werden Massnah-
men mit einer «unglaublichen
Brutalität umgesetzt». Sie ist ge-
gen Eintreten. hbi

Klare Worte. Laut Beat Rieder (rechts, neben Parteikollege Philipp Matthias Bregy) hat der Kanton Wallis ein Ausgaben- und
kein Einnahmeproblem. FOTO WB

Finanzminister Maurice Tornay weist darauf hin, dass die Finan-
zen kompliziert werden. Gerade jetzt seien aber Parlament und
Regierung gefordert. Überall würden die Kosten steigen. Weniger
als 300 Franken müsste ein Zweitwohnungsbesitzer mehr Steu-
ern zahlen. Das wäre  nur die Streichung eines Rabattes. «Es
braucht Massnahmen. Auch die staatlichen Aufgaben und das
Personal müssen durchleuchtet werden», betonte Tornay. PAS 1
sei nicht übereilt. Es gehe auch darum, den Grossen Rat zu infor-
mieren, was bei den Budgetberatungen auf ihn zukomme. 

Wichtig sei es, Prioritäten zu setzen. Die Aussetzung der Fonds-
speisungen sei nur für drei Jahre. Mit 106 Ja gegen 18 Nein und
einer Enthaltung stimmte man für Eintreten auf PAS 1. Auf die
Änderung des Gesetzes über die Nutzbarmachung der Wasser-
kräfte wurde mit 103 Ja gegen 22 Nein ebenfalls eingetreten.
Vom Tisch ist hingegen der Beschluss über die Aussetzung par-
lamentarischer Vorstösse. Mit 72 Nein gegen 52 Ja und einer
Enthaltung wurde Eintreten abgelehnt. Das Parlament will sich
also keinen Maulkorb verpassen…

Parlament will keinen «Maulkorb»

Revision der
Raumplanung
Mit der Teilrevision des kan-
tonalen Gesetzes zur Aus-
führung des Bundesgese t-
zes über die Raumplanung
(kRPG) will man die heuti-
gen Instrumente der vor-
handenen kantonalen
Raumplanung überprüfen,
eine Anpassung an die
neuen Herausforderungen
erreichen und vor allem
auch die Verfahren vereinfa-
chen und schneller machen.
Darin sind sich alle einig.
Di?erenzen bestehen inso-
fern, als der Staatsrat im
operativen Bereich die Kom-
petenz für die Erarbeitung
und die Anpassung des kan-
tonalen Richtplans erhalten
soll. Eintreten (2. Lesung) ist
mit 83 Ja, 35 Nein und 7
Enthaltungen unbestritten. 

Eine Netz-
gesellschaft
Der Betrieb der überregio-
nalen Verteilnetze wird in-
nerhalb des Kantons seit
fünf Jahren durch eine einzi-
ge Betriebsgesellschaft ge-
währleistet. Das Dekret lief
im Januar 2014 ab. Das De-
partement hatte laut Staats-
rat Jean-Michel Cina ge-
plant, dem Grossen Rat im
2. Quartal 2014 einen Geset-
zesentwurf vorzulegen, der
auch die Frage der einheit -
lichen Verteilgesellschaft
 behandeln würde. Eine par-
lamentarische Initiative der
CSPO, Linksallianz, FDP/Li-
berale und SVPU fordert
nun mehr Tempo, will ein
 Gesetz über die kantonale
Netzgesellschaft für die
überregionalen elektrischen
Verteilnetze. 

Die Spital-PUK 
Dem 13-köpfigen Parlamen-
tarischen Untersuchungs-
ausschuss Spital Wallis ge-
hören mit Reinhold Schny-
der (Linksallianz), Urs Kuo-
nen und Aron Pfammatter
(CVPO), Irmina Imesch-Stu-
der (CSPO) und Patrick Hild-
brand (SVPO) fünf Oberwal-
liser Abgeordnete an. Hild-
brand soll Vizepräsident
werden, als Präsident ist Xa-
vier Mottet (FDP/Liberale)
nominiert. 

Ja zu Jugend-
einrichtung
Der Bau der Jugendeinrich-
tung Mattini in Brig-Glis ist
unbestritten. In einer ersten
Etappe wird die Jugendein-
richtung 16 geschlechterge-
mischte Wohn-, Lern- und
Beschäftigungsplaẗze bie-
ten. Die gesamten Kosten
belaufen sich auf rund zehn
Millionen Franken. Der Kan-
ton Wallis übernimmt 4,6
Millionen Franken. 
Das Zentrum für Beherber-
gung und Beschäftigung
von Personen mit einer psy-
chischen, somatischen, so-
zialen oder suchtbedingten
Störung in Saxon wird für 
15 Millionen Franken erwei-
tert. 11,3 Millionen Franken
übernimmt der Kanton.  

GROSSRAT HEUTE

Heute wird das Parlament
rund drei Dutzend parla-
mentarische Vorstösse und
zwei GPK-Berichte behan-
deln. Kanal9 ab 9.00 Uhr. 

Dekret
verlängert
Das Referendumsbegehren
gegen das Gesetz über die
Langzeitpflege wurde vom
Grossen Rat in der Dezember-
Session 2013 angenommen.
Dieses Gesetz wird dem Volk
am 18. Mai 2014 zur Abstim-
mung unterbreitet. Das am
31. Dezember 2013 ausgelau-
fene Dekret über die Finanzie-
rung der Langzeitpflege vom
5. Mai 2010 muss verlängert
werden. Dieses Dekret wird
rückwirkend auf den 1. Januar
2014 in Kraft treten. Es wird
bis zum 31. Dezember 2015
verlängert. 
Die Heimbewohner müssen
sich also auch 2014 nicht an
den Pflegekosten beteiligen.
Und auch die Gemeinden wer-
den 2014 nicht zur Kasse ge-
beten. 

Paul Bi!ger 
vereidigt
Paul BiOger aus St. Niklaus
wurde zu Beginn der Session
vereidigt. Der Zaniglaser Ge-
meinde-Vizepräsident ersetzt
seinen SVP-Parteikollegen
Hans Zurbriggen, der sein
Mandat auf Ende 2013 zur
Verfügung stellte. hbi

SITTEN | Das GKAI hat die
erste Hürde genommen.
Statt Kritik gab es vor al-
lem Lob. 

Das Gesetz über die Krankenan-
stalten und -institutionen
(GKAI) hat zum Ziel, eine Quali-
tätspflege für alle Patienten an-
zubieten und gleichzeitig die
Kostenkontrolle sicherzustel-
len. Die Grundversorgung in
den drei Regionen des Kantons,
die Zweisprachigkeit für zentra-
lisierte Leistungen, die Koordi-
nation zwischen den Pflegeer-
bringern sowie die Verstärkung
der Verfahren in Bezug auf Qua-
litätskontrolle sollen im neuen
Gesetz verankert werden. 

HMS nicht um 
jeden Preis
Für Irmina Imesch-Studer
(CSPO) geht das Gesetz in die
richtige Richtung. Sie zeigt sich
aber besorgt, was in der Experti-
se von Professor Jean-Jacques
Houben drinsteht. Es braucht
auch keine hoch spezialisierte
Medizin um jeden Preis. Im
Grundsatz sei er mit dem neuen
Gesetz zufrieden, meint Rein-

hold Schnyder (Linksallianz).  Er
kritisiert, dass man Sitten zu ei-
nem Kantonsspital machen will.
Es besteht die Befürchtung, dass
in der Peripherie, also im Ober-
wallis, abgebaut werden wird.
Bernard Rey (FDP/Liberale) stellt
fest, dass alle nur in Nebenpunk-
ten mit dem Gesetz nicht zufrie-
den sind. Man soll dem Gesetz
also zustimmen.  

Lob gibt es auch von Pa-
trick Hildbrand (SVPO). Er
spricht von einem kohärenten
Projekt, das alle Interessen un-
ter einen Hut bringt. Das Gesetz
bringt aber zu viel Bürokratie.
Er ist gegen die Einführung 
von Kontingenten, also die 
Festlegung von Leistungsmen-
gen. Man lässt dem Spital Wal-
lis auch zu wenig Spielraum 
für die Erarbeitung von finan-
ziellen Mitteln für wichtige 
Investitionen.  

«Weichenstellung für die
Spitalpolitik» 
Für Philipp Matthias Bregy
(CVPO) ist es ein «gutes Gesetz»,
bei dem man sich in der Debatte
nur noch mit Kleinigkeiten be-
schäftigt: «Das ist ein gutes Zei-

chen. Das Gesetz ist die Wei-
chenstellung für eine Walliser
Spitalpolitik mit klaren Struk-
turen und einer klaren Autono-
mie.» Er will mehr Kompeten-
zen für die Regierung bei der
hoch spezialisierten Medizin.
Bei der Zweisprachigkeit for-
dert er eine «rasche Weichen-
stellung». Für Kommissionsprä-
sident Patrice Vernay (FDP/Libe-
rale) ist das Gesetz ein «intelli-

genter Kompromiss», der nun
rasch in Kraft treten sollte.
Auch Staatsrätin Esther Wae-
ber-Kalbermatten gibt sich zu-
versichtlich, dass das Gesetz
diesmal ins Ziel kommen sollte.
Es gibt keine Einschränkung
der Leistungen. Sie unter-
streicht nochmals und ein-
dringlich die grosse Bedeutung
der hoch spezialisierten Medi-
zin für das Spital Wallis. hbi

GKAI | Eintreten auf das neue Gesetz ist unbestritten

«Intelligenter Kompromiss»

Zufrieden. Für Irmina Imesch-Studer (links, neben Marylène Volpi
Fournier) geht das neue Gesetz in die richtige Richtung. FOTO WB


